
Oswald V“O  > Nell-Breuning S}
Der Staat und dıe menschliche Fortpflanzung
Bevölkerungspolitik in institutioneller un ıdeologischer Sıcht*

Der Stddt, das sınd WIr, das Staatsvolk. Wären WITF, W 1e doch se1ın sollte, VO  - die-
sSem BewulfStsein durchdrungen, dann ware uns SAanz selbstverständlich, da{flß für den
Staat Sar nıchts wichtiger se1ın kann als seine Bevölkerung. Damıt 1St denn auch schon
DgESART, dafß der Staat Sar nıcht umhın kann, Bevölkerungspolitik betreiben; Ja, 1ın
seiner Politik mu{fß S1e einen zentralen Platz einnehmen : S1€e mu{ß grundsätzlich klar
konzipiert und 1im Sınn dieser Konzeption institutionalisiert se1n.

Dem steht allerdings die andere 'These NtigegeN, die menschliche Fortpflanzung se1
ine intime, höchstpersönliche Angelegenheit derer, die mıteinander ein ınd ZeUuU-

SCH, dafß der Staat sıch jeder Einmischung, Ja jeder Eınflufßnahme darauft strikt
enthalten habe: Bevölkerungspolitik betreiben se1 keineswegs seine Sache, se1 ihm
vielmehr yrundsätzlich verwehren.

Man hat auch ıne Begründung dafür Es trefte War Z da{fß das Menschengeschlecht
1LUFr tortlebe, WEeNnN sıch fortpflanzt un durch Geburten die VO Tod gerissenen
Lücken immer wıeder schließt: auf den einzelnen Staat oder das einzelne Land treffte
das dagegen nıcht Für das einzelne Land erschöpfe die Bevölkerungsbewegung sıch
nıcht 1n Geburten un Todeställen, sondern komme noch die Wanderungsbewegung
hinzu: sollte daher die „natürliche“ Bevölkerungsbewegung einen unbefriedigenden
Verlauf nehmen, habe der Staat die Ausweichmöglichkeit, Auswanderung oder FEın-
wanderung Öördern. Indem die Auswanderung tördert, könne das Entstehen
eınes Bevölkerungsüberdrucks verhüten: indem die Einwanderung tördert, beispiels-
welse ausländische Arbeitskräfte heranzieht, ENISPANNE nıcht HUL den Arbeitsmarkt,
sondern schließe auch die durch den 'Tod gerissenen Lücken, denen keine ausreichenden
Geburten gegenüberstehen.

Einwohnerzahl gleich Staatsvolk?

Dagegen äßt sıch allerdings ein gewichtiger Eiınwand erheben. Kommt für den
Staat wirklich DU  — auf die Einwohnerzahl A yleichviel welcher Herkunft S$1e se1n MMO-
gCnNn, sınd Einwohnerzahl und Staatsvolk einfach vertauschbare Begrifte? Um das
widerlegen, rauchen WIr nıcht einmal den Rechtsbegriff der Staatsangehörigkeit
denken, sondern 1Ur Jjenes natürliche Band, das dıe Bluts- und Stammesgemeinschaft,

Der Beitrag wurde 1n der Reıihe „Das ınd nd dıe Gesellschaft“ der Funkuniversität 1m 1AS
Berlin gesendet.
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der Zusammenhang der auteinander folgenden Generatıonen, MNMIT einem Wort die OFIt-
pflanzung, stiftet. Wenn 1n N1SerN Augen dıe Einheit und Geschlossenheit des Staats-
volks, die Entschlossenheit, in guten und bösen agen zusammenzuhalten, Zz.u einem

Teil in dieser natürlichen Gemeinschaft der Abstammung wurzelt, dann kann
nıcht gleichgültig se1n, ob diese gewachsene Einheit sich durch ausreichende Fortpflan-
ZUNg bei Bestand hält oder der Bevölkerungsstand, richtiger ZESAHLT die Einwohnerzahl,
NUur durch Zuwanderung autfrechterhalten werden kann. WEr hat in einıgen geschicht-
ıch hochbedeutsamen Fällen ine Einwanderungswelle einem olk un Land MIt einer
höheren Kultur zugleich auch polıtischen Aufschwung gebracht. Größer aber 1St die Zahl
der Gegenbeispiele; selbst ein Land, das in außergewöhnlichem Mal vermocht hat,
die Einwanderungsströme verschiedener Nationalıtät einer Einheit verschmelzen
un damıt das Nationalitätenproblem meistern W1e der „melting «  pot der USA,;
stÖöft ıne Grenze, die sich bisher als unüberwindlich erwıiesen hat, die renze der
Hanutfarbe. Wıe dem auch se1: 1n der Kontinultät auch se1ine Identität bewahren kann
eın Staatsvolk und damıt ein Staatswesen NKY durch die „natürlıche“ Bevölkerungsbe-
WESUNSg, dadurch, da{fß se1ne Stammbevölkerung sıch fortpflanzt und anstelle der
VO Tod dahingerafften immer NECUEC Generationen heranwachsen.

Volkszahl als Machttaktor

Bıs in verhältnismäßig kurz zurückliegende eıt bezog das Interesse des Staates der
Fortpflanzung sıch ZuL wIıe ausschliefßlich auf die Bevölkerungszahl. Je volkreicher
eın Staat, mächtiger WAar C Zing es dem Aat also darum, Macht zuzunehmen,
in die Reihe der Grofßmächte einzutreten, dann mußte ceine Bevölkerung wachsen. ıbt

Mittel und Wege, die Fortpflanzung, die Geburtenfreudigkeit ste1igern, dann
wird ein solcher Staat gene1gt se1n, sıch ihrer bedienen. Kommt dazu die Vorstellung,
die Macht des Staats estehe in seiner Militärmacht und diese bestimme S1C]  h nach der
Zahl der 1Nier Waften stehenden oder doch waffenfähigen Jungen Männer, dann —

schallt der Ruf „Der K aıser mu{( Soldaten haben“;: die Mütter mussen Knaben vebären,
damıt der Kaiser Soldaten hat Wır kennen auch i1ne häßlichere Abwandlung
dieser Parole; S1e lautet: „Der Kaiser raucht Kanonenfutter“, un macht den uttern
das Herz zittern bei dem Gedanken, W as dem Kind, das Ss1e Herzen tragen,
bevorsteht, WEeNnNn ein Knabe 1St Heute wırd niemand WAagch der kriegerischen
Stärke willen mehr Geburten fordern: INan mufß schon humanere Zıele oder Zwecke
vorschützen.

Die Weltbevölkerung

Weltweit vesehen steht ZET- elt dıe Dorge VOT übermäfßigem Wachstum der Weltbe-
völkerung, VOTLT der SOgCNANNTEN „Bevölkerungsexplosion“ derart 1m Vordergrund, dafß

306



Der Staat un die menschliche Fortpflanzung

WIr uns eigens darauf besinnen mussen, dafß dies die Sorge „der anderen“, die urchaus
dringende orge der ZU Teıil bereits überbevölkerten Entwicklungsländer 1iSt, während
den fortgeschrittenen Industrieländern eher die ENTZSCZSCHNYCSCIZLE Sorge schaffen
macht. Sınd die Besorgnisse VOTLr der Überbevölkerung dort, der Entvölkerung hiıer sach-
iıch begründet, oder siınd s$1e Ideologien, ZuLe eutsch Hırngespinste?

Tatsache 1St, daß der Anteıl der SOgeNanNnnNtenN fortgeschrittenen, auft hoher Bildungs-
stutfe stehenden und hochindustrijalisierten Völker der Weltbevölkerung ımmer klei-
ner wırd. Nıcht alle, aber dıe meısten unterentwickelten, auch 1n der allgemeıinen Volks-
bildung (Analphabetismus!) rückständigen Völker, die ohnehin schon den größeren Teil
der Weltbevölkerung ausmachen, wachsen schnell; ıhr Anteil der Weltbevölkerung
nımmt daher weıterhin kräftig 7E Sollen WIr das beklagen? oder SAl dagegen angehen,

bekämpfen? Sollen WIr W1€e seinerzeıt Kaiıser Wiıilhelm I1 die mongolische Getahr
die Wand malen und ausrufen: „Völker Europas, wahrt heiligsten uter  eS:  P Soll-
ten deswegen die europäischen Frauen mehr Kinder Z Welt bringen, 11SCIC stat1ı-
stische Quote der Weltbevölkerung weni1gstens halten, wWwenn WI1r S1e schon nıcht
steigern können? Hermann Schubnell, erster Fachmann tür Bevölkerungsstatistik 1m
Statistischen Bundesamt, veranschaulıcht, Ww1e€e lächerlich ein solches Vorhaben ware.
Wörtlich: „Dem Chor VO  S rund Millionen Säuglingen, die VO  3} allen europäischen
Frauen, die SowjJetunion eingeschlossen, jJahrlich geboren werden, tOnt das Geschrei VO  -

schätzungsweise Millionen Säuglingen eNTIgHCSECN, die VO  - uttern allein der AS1atı-
schen Ländern geboren werden: WwW1e mülfsten be] diesen Größenordnungen dıe
europäischen Frauen hre Fruchtbarkeit ste1gern, konkurrieren können!“ DDiesem
vernichtenden Hohn tolgen d1le ernsten Worte „Man kann nıcht, ohne unglaubwürdig

werden, den Menschen der Entwicklungsländer Empfängnisverhütung anraten, für
das eigene Land aber Geburtenpropaganda treiben.“ Dem 1St nıchts hinzuzufügen.

„Dem Führer eın ınd S  enken  <

Eıne Geburtenpropaganda eıgener Art etrieb 1mM tausendjährigen Reich des Natıo-
nalsozialismus der Reichsführer SS Heinrich Himmler un der Parole „dem Führer ein
Kınd chenken“ und schuft dafür die Institution „Lebensborn - V “ Mädchen ein-
wandtrei deutschen Geblüts sollten sıch VO  e ausgewählten, rassisch höchstwertigen SS-
Männern schwängern lassen: die Sorge für das UuSs dieser Paarung hervorgehende ınd
sollten nıcht seıne Erzeuger Lragen. Der Beıitrag des Kindesvaters erschöpfte sich iın dem
rassısch hochwertigen Erbgut, das dem ınd miıtgab; be1 der Vielzahl der Kınder, dıe

ZCUSCN sollte, Wr ıhm unmöglıch auch noch die Zahlvaterschaft ZUZumuUufen. ber
auch die Kındesmultter wurde VO  e aller Sorge un: allen Pflichten entlastet: S1e schenkte
das iınd dem Führer; damıt Wr glaubte INa  =) bestens für das Kınd DESOFZT.
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Was Aaus diesen mißbrauchten Mädchen, W as Aaus diesen bedauernswerten, dem Führer
geschenkten Kındern geworden 1St, danach fragt IMNa  } vergeblich. Dem „Lebensborn“
en  en nıcht LLUTLE Knaben, sondern auch Mädchen, nıcht NUr künftige Soldaten,
sondern auch weıbliche Arbeitskräfte;: der totale Kriıeg hatte Bedarf nach beiden. Bevor
diese dem Führer geschenkten Kınder 1Ns wehr- bzw erwerbsfähige Alter traten, hatte
der totale Krıeg 1m totalen Zusammenbruch se1ın Ende gefunden.

Was Hımmler 1m iımmerhin beschränkten Raum se1ınes S-Gestüts „Lebensborn“
verwirklicht hat, das wollte Darre, gleichfalls einer AUS dem eNgStEN Kreıs Hitler,
umtfassend verwirklıichen. Systematisch wollte dıe Erkenntnisse fortschrittlicher 1er-
zucht auf die menschliche Fortpflanzung übertragen, Zuchtställe für Menschen errichten,
w1e WIr Zuchtställe für Rennpferde haben Selbstverständlich WAar da kein Platz für
freie Partnerwahl; selbstverständlich gab da keine auf Liebe und TIreue gegründete
eheliche Lebensgemeinschaft der (zJatten und elterliche Gemeinschaft mMiıt den geme1n-

Kındern. Der Züchter estimmte die Paarung; über die der Paarung ENISPrFUNGE-
NCN Kinder werden Stammbäume gyeführt wıe über edle Pferde und edle Hunde:;: 1mM
übrıgen aber sınd diese Kınder Herdenvieh: die Menschenwürde 1St dem züchterischen
Erfolg oder vielleicht richtiger der züchterischen Experimentierlust geopfert. Der Zu-
sammenbruch des tausendjährigen Reichs hat u1l5 dieses Aufßerste ErSpart.

Welche Haltung der Staat ZUu menschlichen Fortpflanzung einnımmt, zeıgt sıch be-
sonders deutlich WEe1 Stellen: eiınma|l in seinem Eherecht und darın, W 1e€e des nähe-
C  w die Rechtsstellung der ehelichen und der nıchtehelichen Kinder gestaltet; An -

dernmal]l darın, wı1ıe das werdende Leben schützt und SlCh Z Abtreibung stellt.

Ehe, ehelıche und nıchteheliche Kinder

Kennt der Staat in seiner Rechtsordnung die FEhe NUr in MONOgAMEFr Gestalt, ı als
Verbindung eines Mannes MI1t PiINEY FPrTAäu, näherhin als ausschliefßliche und auf diıe Dauer
angelegte, nıcht allein die geschlechtlichen Beziehungen umfassende, sondern allgemeıne
Lebensgemeinschaft, und stellt die verstandene Ehe besonderen verfassungs-
rechtlichen Schutz, dann bringt damıt ZU Ausdruck, daß 1n dieser Ehe, WEe1nll

schon nıcht die eINZ1Ig möglıche, doch die vorzugswürdige Stäatte menschlicher OTrt-
pflanzung sieht. Da das ınd in einer vollständigen Famılie der liebenden und
dauernden Obsorge beider Elternteile aufwächst, darın erkennt dieser Staat einen hohen,
VO  e ıhm schützenden und begünstigenden Wert

Mufß der Staat sıch Rechenschaft geben, dafß auch au ßerehelich Kınder DEZEUZT werden,
dann befindet sıch in eiıner schwierigen Lage Blickt auf das einzelne, außerhalb der
FEhe gyeborene Kınd, dann wıird siıch gedrängt fühlen, das, W Ads diesem Geborgenheıit
in einer vollständigen Famılie abgeht, weIit möglıch oder iırgendwie AUS-

zugleichen; wırd versuchen, das nichteheliche ınd WAar nıcht ın die gleiche Lage w1ıe
das eheliche das 1St unmöglıch aber doch in i1ne vergleichbare, nach Möglichkeit
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gleichwertige Lage ZUu VersetzZen; ZU mındesten aber wırd iıhm seinen unverschulde-
ten Mangel nıcht obendrein als einen Makel anlasten. Aber selbst das 1St leichter ZESARLT
als an. Miıt dem Blick auf das Volksganze dagegen mu{fß der Staat sorgfältig darautf
Bedacht nehmen, die Ehe un die eheliche Fortpflanzung, die allein dem ınd die Aus-
siıcht eröffnet, in der vollständigen Familie aufzuwachsen, Ja nıcht abzuwerten. Das hätte
ohl unvermeidlich eine weıtere Zunahme der losen Verbindungen und der AUS ıhnen
hervorgehenden nichtehelichen, 1ın einer unvollständigen Famılie oder überhaupt keiner
Famılie autwachsenden Kinder ZUur Folge; entsprechend weniıger Kındern würde das
Glück zuteıl, als eheliche Kınder 1n einer vollständigen Familie aufzuwachsen. Die
Lösung, die die Bundesrepublik für dıe etzten Endes unlösbare Frage gefunden hat,
bedeutet bestimmt einen begrüßenswerten Fortschritt gegenüber dem bıs dahin gelten-
den Unehelichenrecht des BGB Auch Wer der getroffenen Neuregelung dieses und
jenes AuU:  en hat, wiırd billigerweise anerkennen, daß die Bundesrepublik sıch damıt
eın ehrendes Zeugnis ausgestellt hat

Schutz des werdenden Lebens

Nıcht wenıger kennzeichnend für die Haltung des Staats Zur menschlichen Fortpflan-
ZUNg 1St das, W A4S zx Schutz des wwerdenden Lebens tUut; nıcht zuletzt, Ww1e€e sıch ZUrFF

Abtreibung verhält. Die menschliche Fortpflanzung erschöpft sıch nıcht 1M eugungs-
akt oder der Empfängnis; ol] das SECZEUZLE ınd das Licht der Welrt erblicken und in die
menschliche Gemeinschaft, in die Gemeinschaft VO olk und Staat eintreten, dann mu{fß

ausgetragen werden. Reın rechtsstaatlich betrachtet würde genugen testzustellen:
der Staat als Rechtsstaat hat allererster Stelle das menschliche Leben schützen: jedes
menschliche Leben, das werdende Leben nıcht AausgeNOMMEN. Demnach ware 1Ur fra-
SCNH, Ww1e der Staat diesen Schutz, den auch dem ungeborenen Leben schuldet, besten
und wirksamsten gewährt. Dahıiın würden Fragen gehören W1e€e dıese, ob un w1e
vorbeugend die Ursachen eheben kann, die verzweıtelte Muültter ZU Entschluß der
Abtreibung drängen, ob auch „repressiv“ mıt Strafdrohung die Abtreibung
gehen soll, näherhin ob 218 R 1ın seiner derzeıitigen oder 1in einer anderen Fassung
dem Schutz des werdenden Lebens besser dient.

Für uns hier s_teht die Frage nıcht 1im Zusammenhang mMIit dem Recht aut Leben, SOM-

dern mMIit der menschlichen Fortpflanzung. Jede Abtreibung vereıtelt in diesem Einzelfall
die Fortpflanzung. Eın Staat, dem Bevölkerungszuwachs OCR CT iSt, wırd diesen
Erfolg der Abtreibung und, WEeNnNn ıhm ohne Rücksicht auf Recht und Gerechtigkeit
LUr seline „Staatsraäson“ geht, auch die Abtreibung selbst begrüßen; der Staat da-
SCHCNH, der sıch wachsende Bevölkerung wünscht, wırd 1in der Abtreibung einen ihm mi1{($-
lıebigen Verlust Bevölkerungszunahme erblicken und sıch bemühen, soviel w1e mOÖg-
lich der Abtreibung durch vorbeugende Ma{fßnahmen zuvorzukommen und, sSOweılt ıhm
di;s nıcht gelingt, s1e stratrechtlich verfolgen.
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Nationalsozialistische Ideologie

Genau dieser Stelle 1St der nationalsozialistischen Ideologie ein Einbruch gelungen,
der ihr erlaubte, sich ungeheuerlich auszutoben. Auf der einen Seıite wünschte der natıo-
nalsozialistische Staat stärkste Vermehrung der deutschstämmigen Bevölkerung; darum
verschärfte die Abtreibung angedrohte Strate bıs 7B Höchstmaßß:;: setztie die
Todesstrate darauf. ber das WAar RORa der i1ne Teil Auf der anderen Seıite wünschte
keine Vermehrung, sondern 1MmM Gegenteıl möglıchste Verringerung, nıcht Austil-
Sung der seiner Meınung nach minderwertigen Rassen; Schwangerschaft der herbei-
geschleppten Fremdarbeiterinnen pafßßte ıhm überdies auch Cn des damıt verbunde-
NCN Austalls Arbeitszeit nıcht: wurden S1e schwanger, dann S1Ee der
Zzwangsweısen Abtreibung ihrer Leibesfrucht. Beıides, dıe überstrenge strafrechtliche
Ahndung der Abtreibung 1m einen Fall, ıhre ZWangswelse, nottfalls gewaltsame Vor-
nahme 1im anderen Fall; War Ausfluß eın und derselben — un untermenschlichen I1deo-
logıe, dıe durch die Machtergreifung des Nationalsozialiısmus Staatsıdeologie geworden
WAar

Staatliche Einflußnahme auf das generatıve Verhalten?

eht aber und damıt kommen WIr auf dıe schon eingangs angesprochene grund-
sätzliche Seıite uNnseTrTes Themas ZUFrFuCk geht die menschliche Fortpflanzung %O Rechts
EsCcH den Staat, die Allgemeinheit überhaupt an”? Gehört S1E nıcht den höchst-
persönlichen oder wI1ıe WIr 301 pflegen den intiımsten Angelegenheiten
derer, die als Geschlechtspartner, se1i als Ehegatten, se1 ohne ehelich miıteinander
verbunden se1n, gemeınsam ein ınd zeugen”?

Dıie Geschlechtsbeziehungen außerhalb der Ehe ZeWw1sse öffentliche Kontrolle
nehmen hat sıch ohl allen Zeiten und allen Orten als unerläßlich erwıesen.

Wenn auch 1n csehr verschiedener Weıse, doch ırgendwıe wırd das Dırnenwesen 1n
aller Welt reglementiert oder mindestens gesundheitspolizeilich kontrolliert. YSt recht,
WEeNl die Prostitution (und das Zuhältertum) öftentlich als Gewerbe ausgeübt wırd un
öftfentlich nıcht NUr ruhestörend, sondern Krawalle bıs Straßenschlachten auslösend 1in
Erscheinung trıtt, annn der Staat nıcht eintfach 1gnorıieren. Ernsthafte Bedenken
staatliche Einmischung oder 4200 Eingriffe beziehen sıch allein auf den intımen Bereich
der Ehe

Dafß der Staat sıch in diesen intımen Berich nıcht hineinzudrängen hat, da{flß 1e]
NUr ırgend möglıch auch vermeıden soll, sıch ın ıh hineinzzehen lassen, arüber be-
steht kaum Meıinungsverschiedenheit. Die rage geht vielmehr darum, ob der Staat be-
rufen 1St, auf die freje Entscheidung der Ehegatten, ob s$1e eın ınd wollen oder wieviel
Kınder S1e wollen wohlverstanden: ımmer voller Wahrung dieser ihrer re1l-
heit Einfluß nehmen, se1 durch Beeinflussung der öffentlichen Meinung mittels
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der ıhm Gebot stehenden Mittel der Massenkommunikation, SCc1 durch nreıize
ideeller oder materieller Art Oftenbar steht SEINECET Macht, un muß sıch darüber
schlüssıg werden, ob den MLt der Aufzucht Mehrzahl VO  e Kiındern verbundenen
Aufwendungen Rechnung tragen 11 durch steuerliche oder andere Erleichterungen, die

gewährt, oder ob Zal die wirtschaftliche Lage der kinderreichen Famiılie durch
Maßnahmen noch zusätzlich erschwert So trift beispielsweise jede Erhöhung der Ver-
brauchssteuern die kınderreiche Famılie besonders schwer umgekehrt bedeutet dıe bei-
tragsfreıe Einbeziehung der Frau un sämtlicher Kınder des Arbeitnehmers 111 die g..
setzliche Krankenversicherung 3RRYS wesentliche merkwürdigerweıse weılitfen Kreısen

ıhrer Bedeutung Sar nıcht erkannte Erleichterung
Dıie Frage 1STt überaus elikat Auf der Seite andelt sich das, W Ads alle

kulturell hochstehenden Völker als unantastbare Intimsphäre respektieren, die 1H16=

mand auch nıcht die öffentliche Gewalt des Staats sich einzumischen hat aut der ande-
M =AR| Seıite 1ST die menschliche Gesellschaft und daher insbesondere der Staat 1111 höchsten
rad dem Nachwuchs interessiert Das generatıiVe Verhalten der Partner unbe-
strittenermaßen der Ehegatten 1ST die Privatangelegenheit der AauUus diesem
generatıven Verhalten hervorgehende Nachwuchs jedoch die menschliche (je-
meinschaft iınsbesondere die Gemeinschaft des Staatsvolks C111, 1ST also keine prıvate,
sondern 111e durchaus öffentliche, auch 1115 öffentliche Recht hineinragende Angelegen-
heıit durch SC1I1 blofßes Daseın erwirbt dieser Nachwuchs staatsbürgerliche Rechte, -
nächst dıe Staatsangehörigkeit nach Reihe VO  3 Jahren das Wahlrecht und wırd
bald gewichtigen Anteil der Wiählerschaft ausmachen, der den Kurs der Politik
entscheidend beeinflussen wiırd

Staatliches Interesse Qualität un Quantıitäat der Bevölkerung

So esteht WAar nıcht dem generatıven Verhalten selbst ohl 1aber se1inNem Er-

gebnis, dem AUuUS iıhm hervorgehenden Nachwuchs das umfassendste öffentliche Interesse
das sıch denken Aft Dieses Interesse bezieht sich gleicherweise auf d1e Qualität und auf
die Quantıtät der nachwachsenden Generatıon, darüber hinaus auch noch auf die sıch
ergebende altersmäßıge Zusammensetzung der Bevölkerung (Bevölkerungsstruktur)

Können WITLr dem Staat die Befugnis zuerkennen, auf die Qualität des Nachwuchses
einzuwirken? (Gemeınt 1ST die biologische Qualität, das, W as Erbgesundheit oder
Erbkrankheit mitbringt.

Was der Staat Vorbedingungen und Voraussetzungen hygienischer un anderer
Art schaften kann, dıe ermöglichen oder dazu beitragen, da{fß C jeder Hinsicht g-
sunder Nachwuchs heranwächst wiırd ıhm zew 15 nıemand verwehren damıt bleibt
völlig Außenraum und Lastet die Intimsphäre nıcht Etwas anderes sind CU
nısche Maßnahmen, beginnend MIt bloß angebotener Beratung, tortschreitend über die

empfohlene oder vorgeschriebene Einholung VO  = Gesundheıitszeugnıissen bıs Z.u Heırats-
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verboten und ZUTLr treiwillıgen oder zwangsweısen, zeitweiligen oder endgültiıgen Sterıilı-
sıerung.

Wenn WIr dem Staat Eingrifte 1in die Intimsphäre9dann enttallen elırats-
verbot un zwangsweıse Sterilisierung ohne weıteres. Dıe freiwillıge Sterilisierung

falls S1ie wirklich Aaus freiem Entschlufß erfolgt 1St kein staatlicher Eingriff, sondern
höchstens durch die staatliche Rechtsordnung zugelassen oder durch staatliche Einrich-
LunNgenN ermöglıcht, erleichtert oder allentalls gefördert; hier ware daher prüfen, ob
die auch hier siıch aufdrängenden Bedenken sıch ausraumen lassen oder nıcht.

Dıiıe Fülle VO  - Fragen, VOTL die WI1Ir uns durch die Erkenntnisse der Jungen Wissenschaft
der Molekularbiologie und die dadurch eröftneten Möglichkeiten ungeheuerlichsten Miß-
rauchs gerade auch durch staatliche Mächte gestellt sehen, kannn ıch LLULT: erwähnen: miıch
dazu außern fehlt MIr schlechterdings die Kompetenz.

Vom Interesse des Staates der Quantıtät der Bevölkerung War bereits früherer
Stelle die Rede Unter dem machtpolitischen Gesichtspunkt richtet sich das Interesse
eindeutig auf die Mehrung der Volkszahl Heute stehen wirtschaftspolitische Gesichts-
punkte 1m Vordergrund, deren einige tür Mehrung, andere für Minderung der Volks-
zahl sprechen.

Baby-Boom

Bevölkerungswachstum, glaubt INa  - Aaus Erfahrung wıssen, allermeisten ein
Baby-Boom, wiırke anregend auf die Wirtschaft. Nıchts scheint sehr anzustacheln,
Geld verdienen, wieder ausgeben können, als die elterliche Liebe und Für-
[9) für dıe Kinder. Was die Kınder brauchen, W Aas den Kindern Freude macht, das
wıird jeden Preıs escha *. Diese Nachfrage regt die Gütererzeugung d die CGuüter-
CrZEUSUNG iragt Arbeitskräfte nach und TALLEGL S1e in Gestalt der ausgezahlten Löhne mi1t
Kautkraft Aaus; damıt schließt sich der Rıng So äfßt sıch 1n der 'Tat beobachten, da{ß
kinderfreudige Gesellschaften ıne blühende Wirtschaft aufweisen, WOSECSCH in eiıner S
sellschaft, deren Fortpflanzung stagnıert, auch die Wirtschaft in Stagnatıon verfällt. Der
Zusammenhang 7zwischen Kinderfreudigkeit un wirtschaftlichem Wachstum erscheint
urchaus plausibel. Somıt INAas der Staat, der sıch ine blühende Wirtschaft wünscht, g-
ne1gt se1n, iıne den Kinderreichtum begünstigende Bevölkerungspolitik betreiben.

Wachstumsideologien

Eın schlüssigerer Zusammenhang besteht mehr ın der Mentalıität als in der Sache
7zwischen Wirtschaftswachstum und Bevölkerungswachstum oder, W 1e€e andere
ausdrücken: zwischen ökonomischer und nationaler Wachstumszdeologte. Je mehr der
Staat ın seiner Wirtschaftspolitik einem Wachstumsfanatismus verfällt, mehr wiırd

den Wunsch haben, iıne wachsende Bevölkerung in den Dıienst seıiner Wachstumsziele
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stellen un wırd demzufolge auch se1ine Bevölkerungspolitik auf Wachstum schalten.
Dabei äuft allerdings Gefahr, das, W As die natürliche Bevölkerungsbewegung nıcht
hergibt, durch Wanderungsgewinn „ iındem ausländische Arbeitskräfte her-
eiholt bis Z weitgehenden Überfremdung der Stammbevölkerung; MI1t Bevölkerungs-
politik im gewohnten Sınn des Wortes, 1 Einflufßnahme aut die menschliche OfFt-
pflanzung, hat das dann allerdings nıchts mehr Iu  =] Hemmungslosem Wachstums-
fanatiısmus fallen dann nıcht LUr die Stabilitiät des Geldwerts, sondern elementar
menschliche Werte ZU Opter

Mıt wirtschaftspolitischen Überlegungen wırd aber auch die eNtgegenNgesetLZTE Meınung
begründet, Wachstum der Bevölkerung se1 als unerwünscht anzusehen un daher VO

Staatsn bekämpfen. Die rasch steigende Arbeitsproduktivität, insbesondere -
folge der unaufthaltsam siıch greitenden Automatıon, werde immer mehr Arbeits-
kräfte freisetzen, arbeıitslos machen. Wıe weIlit das zutrifit, kann INa  e mMIt Fug und
Recht bezweifeln: darauft kommt hier nıcht d denn selbst WEn zuträfe, rächte
die Verringerung der Bevölkerung keine Abhilfe; entscheidend 1St allein das zahlen-
mäßige Verhältnis zwiıschen Produzenten (Anbietern) und Konsumenten (Nachfragern);
mMI1t fallender Geburtenzahl fallen jedoch zunächst NUur Bedarfsträger, . Nachfrager
Aaus; die Lage würde sıch also auf Jahre hinaus nıcht verbessern, sondern verschlechtern.

Generatıves Verhalten und soz1ıale Siıcherheit

Für NnNe staatlıche Instıtution 1St das generatıve Verhalten der Bevölkerung und deren
daraus sich ergebende altersmäßige Zusammensetzung VO  ; unmıiıttelbarer Bedeutung:
für die sozjale Rentenversicherung als die Institution der soz1alen Sıcherung der Men-
schen 1mM Alter Mıt dem Wandel 1mM Altersaufbau der Bevölkerung verschiebt sıch
das zahlenmäßige Verhältnis zwiıschen Beitragszahlern und Rentenbeziehern. Das 1St
jedermann geläufig; jahrelang hat INa  -} versucht, uns mı1ıt dem „Rentenberg“
schrecken, der unls 1n den siebziger Jahren erdrücken würde. Heute redet nıemand mehr
VO „Rentenberg“; dafür streıtet INa  e herum, wI1e INa  =) die Miılliardenüberschüsse Velr-

teilen wolle, die angeblich bıs 1985 auflaufen werden Das interessiert uns nıcht; WIr
haben NUr MIt dem Nachwuchs CuUun; W as ıhn angeht, erheben sıch Wwel Fragen:

Besteht nıcht die Gefahr, daß eın mehr un mehr schrumpfender Nachwuchs —

letzt nıcht mehr imstande seın wiırd, die Miıttel für den Unterhalt der größeren Zahl VO  -

Alten aufzubringen?
MuXßß, WCTI die Anwartschaft auf Versorgung 1in alten Tagen erwerben will, nıcht

auch seınem Teil dazu beitragen, den Nachwuchs aufzuziehen, der diese ASt. einmal
auf sıch nehmen so11?

Inzwischen hat der Bundestag 1n den etzten tunden VOT seiıner Auflösung darüber entschieden.
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Dıiıe Sorge 1sSt gegenstandslos. Angesichts der gyestiegenen und FASsSalıtı weıter ste1l-
genden Arbeitsproduktivıtät annn eine Minderheit VON Produzenten ine vielfach 2rö-
Rere Zahl VO  - Verbrauchern reich und überreıich VEISOTSCIL

Sehr nehmen 1St dagegen dıe 7zweıte rage In der politischen Tagesdiskussion
begegnet ıhr nıcht: böse Zungen behaupten, das liege daran, daß mi1t ihr keine
Wahlgeschäfte machen sSind. Wıe dem auch sel, hıer MU: s1e ohne Umschweife Z

Sprache gebracht werden.
Wer keine Kiınder aufzieht der Verfasser T selbst einer VO  >} ihnen un kann

darum mi1t allem Freimut aussprechen WeLr keine Kınder aufzieht, hat Arnd Jessen
einmal unübertrefflich schön und einprägsam formuliert, der „baut seine Zukunft auf

die Kınder der anderen“. Wer heine Kinder aufzieht, der zahlt NuT den Versiche-
rungsbeitrag; Wer Kinder aufzieht, der zahlt den gleichen Beitrag und beteiligt sıch
überdies den < Osten der Aufzucht der Generatıon, die einmal das, w as Renten

ausgeschüttet werden soll, erarbeiten haben wird. Diese Lastenverteilung 1St alles
andere als gerecht. Da oftenbar nıcht angeht, allen aufzuerlegen, dle gleiche Zahl VO  =

Kındern aufzuziehen, mu{(ß dıe gerechte Verteilung der Aast auf anderem VWeg bewerk-
stelligt werden. Man raucht HLE VO denen, die keine Kinder aufziehen, einen höheren,
VO  } denen, dıe Kınder aufziehen, je nach der Zahl der Kınder eiınen entsprechend nıed-
rıgeren Beitrag A ordern.

Für ine Institution Ww1e dıe soz1ale Rentenversicherung iSt. die Fortpflanzung, das
generatıve Verhalten der Bevölkerung schlechterdings bestimmend, un War 1st ein-
deutig die unabhängige, die soz1ale Rentenversicherung die abhängige Varıable. Das
besagt: mi1t Rücksicht auf die soz1ale Rentenversicherung braucht der Staat das genera-
t1ve Verhalten nıcht beeinflussen, aber mu{(ß ihm se1ine Aufmerksamkeit chenken,
un danach die Versicherungsbeiträge richtig bemessen.

In diesem Fall, SCHNAUCIT gesprochen un dieser Rücksicht, 1st klar, daß der Staat
der menschlichen Fortpflanzung gegenüber sich Zurückhaltung auferlegen annn und soll;
1in anderen Fällen wird nach Abwägen aller Gründe für und wiıder eın Zweiftel verble1-
ben: ım Z weitel möchte iıch dem Staat eher esonnene Zurückhaltung als kühnen Wage-
MUut empfehlen.
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